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Der entscheidende
Vorsprung

W ennderDeutsche
Fußball-Bund
nach einem

schmachvollen WM-Aus
den Bundestrainer frei-
stelltundinderselbenMit-
teilungverkündet,nundas
Gespräch mit dessen
Nachfolger suchenzuwol-
len, darf man von einem ausgehen:
Dieses Gespräch, im aktuellen Fall
mitdeminternationalenGroßtrainer
JürgenKlopp, fand längst statt.
Alles andere wäre eine Überra-

schung gewesen. Klopp mag ein im-
pulsiver, teils extrem autoritärer
Mann sein, der zu Beginn des Tur-
niers negativ auffiel, als er in seiner
Rolle als Experte ein Bonmot aufNa-
gelsmanns Kosten platzierte: Es sei
„glücklicherweise“ am jungen Bun-
destrainer, die deutscheMannschaft
aufzustellen, sagte der Trainer,– um
nachzuschieben: „noch“, und noch
einmal: „noch“, wie Klopp witzelte.
Das gehört sich nicht, und Klopp sah
das später glaubhaft zerknirscht ein.
Er sei mit nun knapp 60 Jahren „im-
mer noch dämlich“, ließ er wissen.
Fehlerkultur imbesten Sinne.
In den vergangenen Jahren suchte

der DFBmehrfach einen Bundestrai-
ner; Klopp wäre angesichts seiner
MeritenjeweilsdernatürlicheKandi-

JürgenKloppsoll aufBundestrainer JulianNagelsmann
folgen – er hat, was seinemVorgänger fehlt

Trainer abzusetzen. Wie-
der stimmte die Gewich-
tung nicht, ließ er seine
privaten Angelegenheiten
in die Belange seiner
Mannschaft reichen. Da-
bei müssen die Spieler zu
jeder Zeit sehen, zumal
während eines Turniers,

dass ihrem Chef nichts wichtiger ist
alsder sportlicheErfolg.DieAufgabe
als Bundestrainer duldet keine Ab-
lenkung,wederdurchdieGattinnoch
durch dieMutter, die im selben Flug-
zeug reisten und unter demselben
DachschliefenwiediedeutscheWM-
Auswahl, ein auserwählter Kreis, für
den Geschlossenheit das Größte ist.
Es war die Erosion des Zusammen-
halts. Man muss sich nur vorstellen,
ein Jungprofi reist zu einem Turnier,
um fünf Wochen lang die beste Ver-
sion seiner selbst zu sein und sich
nichts anderem zu widmen als der
heiligen Aufgabe, den WM-Pokal
nach Hause zu bringen. Und dann
sieht er ständig Eltern, Partner und
Kinder seiner Kollegen.
Es wäre die Pflicht seiner Vorge-

setzten gewesen, zu erkennen, dass
Nagelsmann das nicht erkennen
konnte. Dass er zu wenig in der Lage
ist,sichinfragezustellen.RudiVöller
agiertezuletztalsAußenminister,an
dendieEmpathieausgelagertwar,die
seinem Trainer fehlte. Doch der Ver-
such, die Öffentlichkeit zu überzeu-
gen, erwies sich als fataler Ansatz:
WährenddieMenschenimLandgern
andieGeschichtevomgenialenJung-
trainer glaubten, der unter Völlers
Aufsicht schon angemessen gesteu-
ert würde, war der Teamgeist längst
kollabiert.
Das hat Völler nicht ausreichend

adressiert–undauchDFB-Präsident
BerndNeuendorf, derChef des größ-
tenSportverbandsderWelt,bliebden
NachweisvonFührungkraftschuldig.
Nun also Klopp. Ob das gutgeht?

Kloppwirdsichnochwenigersteuern
lassen als Nagelsmann. Doch das
wird auch weniger notwendig sein.
WoNagelsmannsDefizite liegen,hat
KloppCharisma,Einfühlungsvermö-
gen und die Fähigkeit, Menschen für
sich einzunehmen. Er mag sich zeit-
weise als dämlich wahrnehmen und
das sogar öffentlich sagen. Doch al-
lein diese Selbsterkenntnis sichert
ihm gegenüber seinem Vorgänger
den entscheidendenVorsprung.
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dat gewesen. Doch weder passte es
zeitlich – noch war die Weltmarke
Klopp finanziell in Reichweite. Mitt-
lerweile steht der DFB allein durch
denAusrüstervertragmitdemUS-Gi-
ganten Nike derart robust da, dass
man sich Jürgen Klopp leisten kann.
Teuer bleibt er dennoch.
Offenbar hat Klopp mit Nagels-

mann gemein, dass sich gewisse
SchwächenundMängel jedemReife-
prozessentziehen.Kloppscheintdas
zu wissen, sonst hätte er sich nicht
selbst dämlich genannt.
JulianNagelsmann dagegen stürz-

te in Diensten des DFB nun über die-
selben Muster, die vor Jahren schon
denFCBayerndazubrachten, ihn als

Radikal auf Parteilinie

D as wohl prominen-
teste Parteiaus-
schlussverfahren

derAfDNRWistGeschich-
te. Matthias Helferich,
Kopf des völkischen La-
gers,darf inderParteiblei-
ben. Das Bundesschieds-
gerichtsperrt ihn lediglich
fürsechsMonatevonallenParteiäm-
tern. Ein milder Ausgang in zweiter
Instanz: Das parteiinterne Landes-
schiedsgericht hatte vergangenen
Sommer noch für Helferichs Raus-
wurf gestimmt. Stattdessen verpasst
die AfD ihm nun die zweite Ämter-
sperre seiner Parteikarriere. Man
darf den Schluss ziehen: Mäßigend
wirktedieseMaßnahmebishernicht.
DerLandesvorstandwarfHelferich

unter anderem vor, er habe Migran-
ten in einem Post auf Instagrammit
„Viechern“ gleichgesetzt. In den
zwei Jahren, die seit der Einleitung
des Verfahrens vergingen, ergänzte
der Landesvorstand neue Vergehen.
Helferichs Verteidigung schien sim-
pel:ErzeigtemitdemFingeraufmut-
maßliche Rechtsfehler und auf Par-
teifreunde, die Ähnliches angestellt
haben sollen. Seine Partei machte
ihmdiese Strategie selten leicht.
Als das Landesschiedsgericht Hel-

ferichimSommer2024dieMitglieds-

MatthiasHelferich darf in der AfD bleiben

rechte entzog, kritisierte
es Helferichs wiederholte
Nutzung des rechten
Kampfbegriffs „Remigra-
tion“. Zwei Jahre später
löst das Wort in der AfD
nur ein müdes Wimpern-
zucken aus. Selbst Partei-
chefin AliceWeidel ruft es

applausheischend in Parteisäle.
Noch imFebruar bat dieAfD-Spit-

ze ihre Mitglieder, auf gemeinsame
Veranstaltungen mit dem österrei-
chischen Rechtsextremisten Martin
Sellner zu verzichten. Kurz darauf
lud Helferich ein Bild mit ebendie-
seminseinenSocial-Media-Kanälen
hoch, und der Landesvorstand fügte
den Post prompt seiner langen Liste
an Vorwürfen hinzu. Das geriet zur
Farce, als Kay Gottschalk – Bundes-
vize, Landesvize und einer der An-
tragsteller vonHelferichsParteiaus-
schluss – am „Remigrationsgipfel“
in Portugal teilnahm, einem Netz-
werktreffen der rechtsextremen
Szene,mitorganisiert von Sellner.
So verwundert die Entscheidung

des AfD-Gerichts nicht. Matthias
Helferich,dersicheinst ingeleakten
Chats als „das freundliche Gesicht
desNS“ bezeichnete, steht in seiner
RadikalitätnichtaußerhalbderAfD,
sondern auf Parteilinie.
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Bürgerrechte
nicht vergessen

A usdemBNDunddemBundes-
amt für Verfassungsschutz
sollen,sohatessichdieKoali-

tion vorgenommen, „echte Geheim-
dienste“ werden, die sich mit ihren
internationalen Partnern und Geg-
nernmessenkönnen.Dabeidroht je-
doch der Schutz der Bürgerrechte
unter denTisch zu fallen.
Der Gesetzentwurf hat es in sich:

Die Verfassungsschützer sollen in
bestimmten Fällen zurückhacken
undsabotierenoderPersönlichkeits-
und Gefährdungsprofile mit für die
Öffentlichkeit undurchsichtigen KI-
Programmen erstellen dürfen. Der
BND soll eine bedingte Erlaubnis
zum Hacken und Überwachen deut-
scherStaatsbürgerimInlandbekom-
menunddieumfangreicheErlaubnis
für „aktive Maßnahmen“ – von der
Zerstörung gegnerischer Infrastruk-
tur bis hin zur Lizenz zum gezielten
Töten imVerteidigungsfall.
Klar ist: Beide Dienste sind in die-

senTagenmitnochniedagewesenen
Gefährdungen konfrontiert. Beson-
ders die Bedrohung durch russische
Geheimdienstemacht eine neueHe-
rangehensweise notwendig. Wenn
der Gegner hackt, sprengt und mor-
det,könnenDeutschlandsNachrich-
tendienstenichtsotun,alswärealles
wie immer.DabeidürfenGrund-und
Bürgerrechte aber nicht vergessen

Verfassungsschutz und
BND sollen künftig

deutlichmehr dürfen
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werden. Für die Bundesregierung
spielen sie derzeit kaum eine Rolle.
Nachrichtendienste und Polizei sol-
len immermehrdürfen.Gleichzeitig
plant die Regierungskoalition der-
zeit eine faktische Abschaffung des
Informationsfreiheitsgesetzes – ein
wichtiges Mittel zur transparenten
Kontrolle von Regierungen undVer-
waltungen durch Bürger wie etwa
Journalisten. Und auch der Daten-
schutz taugt nur als Buhmann.
Einige der neuen Befugnisse von

BNDundBfV sindgleichzeitignach-
vollziehbar und mit Blick auf den
Grundrechtsschutz fragwürdig. Es
ist deshalb gut möglich, dass das
Bundesverfassungsgericht einen
Teil der Reform wieder zurückdre-
hen wird.
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Analyse eines angekündigten Bundestrainer-Mordes Heiko Sakurai

Jeffersons Ideal und Trumps Realität

Heute, am4. Juli, ist es soweit.
Die Vereinigten Staaten von
Amerika haben Geburtstag.

Nach monatelangen Vorbereitun-
genüberall imLand feiern dieUSA
das Wegbrechen vom britischen
Weltreich. Am 2. Juli 1776 hatten
die Delegierten des Kontinentalen
Kongresses der 13 britischenKolo-
nien in Nordamerika für die Unab-
hängigkeit gestimmt. Der Kon-
gress war zwei Jahre zuvor ins Le-
ben gerufen worden, um die Reak-
tion der Kolonisten auf die über-
handnehmendenRepressaliendes
britischen Krone zu koordinieren.
Die Gründerväter der USA hat-

ten die Nase voll, von der starken,
in London sitzenden Staatsmacht
König Georgs III. dominiert, he-
rumgeschubst, ausgebeutet und
im besten Fall einfach ignoriert zu
werden. Stark beeinflusst vom
Denken französischer Philoso-
phen, wurde durch die Unabhän-
gigkeitserklärung die formale
Trennung der Kolonisten von der
Treue zur britischen Monarchie
und die Gründung von „freien und
unabhängigen Staaten“ in Ameri-
ka erklärt. Gleichzeitig wurden
zum ersten Mal die demokrati-
schen und vom Prinzip der Gewal-
tenteilung dominierten Leitlinien
der zukünftigen amerikanischen
Regierungsform herausgestellt.
Berühmt ist nicht zuletzt der im

Vorwort zu lesende fundamentale
Satz, der bis heute wegweisend für
alle Demokratien der Welt ist: „Wir
halten dieseWahrheiten für selbst-
verständlich, dass alle Menschen
gleich erschaffen sind, dass sie von
ihremSchöpfermitgewissenunver-
äußerlichen Rechten ausgestattet
wurden, wozu Leben, Freiheit und
das StrebennachGlück gehören.“
Doch hier deutete sich auch be-

reits die Spannung zwischen Ideal
und Realität an, die bis heute die
Vereinigten Staaten polarisieren
und auseinanderreißen. Denn Jef-
ferson und die meisten der ande-
renGründerväter,wieauchderers-
te Präsident George Washington,
waren Sklavenbesitzer – und es

250 Jahre nach derUnabhängigkeitserklärung stellt der US-Präsident einige
Errungenschaften derGründervätermit seiner chaotischen Politik infrage

dauerte noch viele Jahrzehnte, bis
die Mehrheit der Führungsschicht
der USA imNorden wirklich bereit
war, die Überwindung des Wider-
spruchs zwischen idealistischem
Anspruch und der harschen öko-
nomischenRealität anzugehen. In
den Südstaaten dauerte das noch
viel länger und konnte erst nach
der Niederlage in dem verheeren-
denBürgerkriegMittedes19. Jahr-
hunderts mehr oder weniger er-
reicht werden.
Trotz dieser Widersprüche war

die Unabhängigkeitserklärung ein
unerhörtwichtigesDokument,das
die nach den Revolutionskriegen

AMERIKAVERSTEHEN

im September 1787 unterzeichne-
te, im März 1788 ratifizierte und
sich seit März 1789 in Kraft befin-
dende demokratische Verfassung
der USA tief beeinflusste. Zurecht
hatPräsidentAbrahamLincolnda-
rauf hingewiesen, dass die Unab-
hängigkeitserklärung von 1776
einen starken Stolperstein dar-
stellt, um Tyrannei und Unterdrü-
ckung und damit diktatorische
Tendenzen in Schach zu halten.
Doch derzeit tanzt den USA

nicht der britische König, sondern
einerderIhrenaufderNaseherum.
DieunterDonaldTrumpenorman-
gewachsene Machtfülle des Staa-

tes und die immer dreistere Kor-
ruption seiner führenden Vertre-
ter –alleinTrumpund seineFami-
lie verdienten im vergangenen
Jahr 2,2 Milliarden Dollar (2024,
vor Trumps Rückkehr ins Präsi-
dentenamt,warenesnoch622Mil-
lionen gewesen) – geben wenig
AnlasszumFeiern.Auchdasvöllig
dem Präsidenten unterjochte Jus-
tizministerium, das eigentlich in-
nerhalb der Exekutive eine recht
unabhängige Rolle haben soll,
weist auf neue diktatorische Ten-
denzen im Land hin. Trump
schreckt nicht davor zurück, seine
innenpolitischen Feinde mit Hilfe
der Justiz zu verfolgen – ein für
eine westliche Demokratie un-
erhört gefährlichesVorgehen.
Aber auch außenpolitisch hat

die Inkompetenz der US-Regie-
rung viel Unheil angerichtet. Die
ökonomischen und energiepoliti-
schen Verwerfungen unserer Zeit
und der sich beschleunigende
Untergang der auf Freihandel,
internationalen Institutionen und
Multilateralismus beruhenden li-
beralen Weltordnung der letzten
80 Jahre hat viel mit der chaoti-
schen Politik Trumps zu tun. Bei
denimWeißenHauseintreffenden
Glückwünschen ausländischer
Staaten, nicht zuletzt von den EU-
Staaten, geht eswohlmehr darum,
denempfindlichenTrumpnichtzu
verärgern als dass es sich um auf-
richtige Glückwünsche handelt.
In den USA ist Trump ein sehr

unbeliebter Präsident. Republika-
nermachen sich große Sorgen, die
Zwischenwahlen im November zu
verlieren. Auch die gerade in Wa-
shington von Trump und seinen
Mannen dominierten Feiern zum
4. Juli sehenvieleAmerikaner sehr
kritisch.
Dennoch lassen sich die Ameri-

kanerdenFeiertagnichtvonihrem
Präsidenten verderben. Man soll
eben die Feste feiern, wie sie fal-
len – das gilt nicht nur im Rhein-
land, sondern auch in den USA,
egal wer im Weißen Haus sitzt.
Happy Birthday, America.

Merz kommt zum Parteitag

K napp zehn Monate vor der
Landtagswahl in Nord-
rhein-Westfalen bereitet

die CDU bei einem Landespartei-
tag am Samstag in Düsseldorf die
Inhalte ihres Wahlkampfs vor.
Überraschend hat sich auch Bun-
deskanzler Friedrich Merz zu der
intern als „Arbeitsparteitag“ be-
titelten Konferenz angekündigt.
Merz, der seinen Wahlkreis im
Sauerland hat, will nach Partei-
angaben auch vor den rund 680
Delegierten reden.

Kanzler spricht beimTreffen derNRW-CDU inDüsseldorf

Im Mittelpunkt des Parteitags
sollte ursprünglich der Bericht
des Landesvorsitzenden und Mi-
nisterpräsidenten Hendrik Wüst
stehen. Nun dürften sich alle Au-
gen auf Merz richten, nachdem
die schwarz-rote Koalition in Ber-
lineingroßesReformpaketvorge-
legt hat.
In Düsseldorf sammeln die De-

legierten des mitgliederstärksten
CDU-Landesverbands in Themen-
foren Ideen für das Programm zur
Landtagswahl im April 2027. Das

Programm soll aber erst bei einem
Parteitag im Frühjahr 2027 be-
schlossen werden. Auch dann erst
soll der Spitzenkandidat gewählt
werden – aller Voraussicht nach
wiederWüst.
EndeMaihatteestagelangeSpe-

kulationen über einen möglichen
Wechsel an der Spitze der Bundes-
regierung vonMerz zuWüst gege-
ben. Wüst hatte die Wechselge-
rüchteals„Quatsch“zurückgewie-
sen und Merz seine volle Unter-
stützung zugesichert. (dpa)
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